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Vorwort der Reihenherausgeber

Der neunte POLITIKA-Band ist ein Premieren-Band. Nach acht Sammel-
bänden mit mindestens einem Dutzend Beiträgen bietet die Reihe erstmals 
einem Autor ihr Forum. Anders als bisher bedurfte es deshalb keiner Band-
herausgeber. Dementsprechend ist auch das Vorwort der Reihenherausgeber 
eine Premiere.

Der gelernte Altphilologe Hans Buchheim gehört zu den wenigen Ge-
lehrten der Gegenwart, die den ideengeschichtlichen Bogen von der grie-
chischen politeia über die römische res publica bis zur Republik des Grundge-
setzes zu schlagen und die praktische Philosophie von Aristoteles über Hegel 
bis Searle mit dem Anspruch einer aktuellen Theorie des Politischen zu 
verbinden vermögen. Daß er sein altphilologisches Handwerk nicht ver-
nachlässigt, belegt eine Studie über politische Philia bei Aristoteles (Der 
Staat, Heft 4, 2012). Sein wissenschaftliches Werk gibt Antwort auf die 
Frage, was Politik ist und wie sie gemacht wird. Bereits bei der Beschäfti-
gung mit konkreten historischen Problemen – wie in der Dissertation von 
1950 über Die Orientpolitik des M. Antonius und sein Verhältnis zu Octavian in 
den Jahren 42 bis 35 (unter abgewandeltem Titel 1960 veröffentlicht) – war 
dies Buchheims Leitfrage. In der 1981 publizierten Theorie der Politik beant-
wortete er sie in einer allgemeinen Theorie situativen Denkens und Han-
delns für alle politischen Verbände, unabhängig von deren ethischer Quali-
tät. Schon damals wies er aber auf die Notwendigkeit einer zweiten, kom-
plementären Theorie für den republikanischen Staat der Neuzeit hin. Sie 
setzt an bei den elementaren Ansprüchen personalen Daseins auf Frieden, 
Freiheit und Ebenbürtigkeit. Denn eine republikanische oder – synonym – 
freistaatliche Ordnung verlangt die Einlösung dieser Ansprüche in der Di-
mension gesamtgesellschaftlichen Zusammenlebens.

Besonders betont Buchheim stets die spezifische Rationalität politischen 
Handelns, dessen prudentiellen Charakter er gegen ein szientistisch vereng-
tes Verständnis der Vernunft verteidigt. In dieser Hinsicht stellen die mei-
sten seiner späteren Arbeiten (teilweise gesammelt in den Beiträgen zur Onto-
logie der Politik von 1993) einen beachtlichen politikwissenschaftlichen Bei-
trag zur Rehabilitierung der praktischen Philosophie dar. In den 1970er 



VI Vorwort der Reihenherausgeber

Jahren unter diesem Titel diskutiert, fand der betreffende philosophische 
Diskurs im letzten Jahrzehnt als eine Reetablierung der Klugheitslehren 
statt. Hans Buchheim ist aber nie dem Geist der Zeiten gefolgt, sondern in 
alter philologischer und philosophischer Treue immer der aristotelischen 
phronesis.

Die hier vorgelegte zweite Theorie der Politik aus Buchheims Feder wird 
ergänzt durch Studien zur Vertiefung spezieller Fragestellungen, etwa zur 
Bedeutung des grundgesetzlichen Republikprinzips. Zwei der Ergänzungen 
sind überarbeitete Wiederabdrucke (X und XIV). In konsequenter Orien-
tierung an der Personalität des Politischen und der Vernunft politischer Pra-
xis bietet der Band die theoretische Basis einer Ethik der Macht.

Wer die »Ideengeschichte des republikanischen Staates« so alteuropäisch 
zu interpretieren versteht wie Hans Buchheim im Eröffnungsbeitrag des 
Sammelbandes »Freistaatlichkeit« (POLITIKA 6, 2011), ist gegen die Ver-
kürzung der Republik auf ein simples Monarchieverbot ebenso gefeit wie 
gegen ihre Verwechslung mit Demokratie. POLITIKA 9 ist insofern die 
Fortsetzung von POLITIKA 6. Möge Buchheims unaufdringliche Gelehr-
samkeit dazu beitragen, die internationale Renaissance des Republikanis-
mus auch in Deutschland weiter zu verbreiten und tiefer zu begründen.

Nürnberg und Hamburg im Frühsommer 2013
Rolf Gröschner und Oliver W. Lembcke
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I.  Vorgehensweise

In meiner 1981 vorgelegten Studie »Theorie der Politik«1 schrieb ich, es sei 
ausgeschlossen, mit nur einer Theorie die Erklärung zu geben, was ein poli-
tischer Verband überhaupt ist und damit zugleich die konkrete Gestalt eines 
bestimmten politischen Verbandes zu erklären. Zu letzterem bedürfe es ei-
ner Theorie politischer Verbände als des besonderen Teils einer allgemeinen 
Theorie der Personalität. Die beiden Theorien schließen einander nicht aus. 
Auch löst die neue die alte nicht ab, sondern ergänzt sie. Es geht um ein und 
dieselbe Sache, jedoch unter kategorial verschiedenen Annahmen, so daß 
die zweite nicht aus der ersten Theorie abgeleitet werden kann. Die erste 
Theorie ging aus von der Beschreibung eines Verfahrens, nämlich situativen 
Denkens und Handelns, die zweite setzt bei den elementaren Ansprüchen 
personalen Daseins an. Die erste lautet: »Politik ist primär situativ orientier-
te Interaktion«, die zweite: »Politik ist die Einlösung der elementaren An-
sprüche personalen Daseins auf Frieden, Freiheit und Ebenbürtigkeit in der 
Dimension gesamtgesellschaftlichen Zusammenlebens«.

In den letzten drei Jahrzehnten haben mich vor allem Fragen beschäftigt, 
die in den Bereich dieser zweiten Theorie gehören. Dabei sind Einzelstudi-
en unter recht verschiedenen Gesichtspunkten und über verschiedene Pro-
bleme entstanden; nicht selten infolge eines Seminars. Anlaß, das vorliegen-
de kleine Buch zu schreiben – ohne zunächst an eine Veröffentlichung zu 
denken –, war das Bedürfnis, einmal das Gemeinsame jener »Skizzen« her-
auszuarbeiten und zusammenfassend darzustellen. Dabei habe ich das Wort 
»Personalität« ersetzt durch »personales Dasein«.

Bei der Beschäftigung mit dem neuen Thema stellte sich bald heraus, daß 
sie auf eine Darstellung des neuzeitlichen republikanischen Staates der west-
europäischen politischen Zivilisation hinausläuft, dessen Verfassung Kant als 
die einzige dem Recht des Menschen vollkommen angemessene bezeichnet. 
So kann die neue Bestimmung von Politik, wenn sie denn zutrifft, die prak-
tische Bedeutung gewinnen, den Staat, in dem wir leben, und welcher der 

1  H. Buchheim 1981, S.  162.
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sich weltweit verbreitenden westeuropäischen politischen Zivilisation ent-
spricht, besser zu verstehen.

Ohne die Leistung des methodenbewehrten Forschens unserer Zeit infra-
ge zu stellen, erscheint es mir sinnvoll, die notwendige Unterstützung mei-
ner eigenen Bemühungen in derjenigen Literatur zu suchen, welche den 
Grundgedanken einer republikanischen Verfassung tatsächlich hervorge-
bracht hat, also bei den Klassikern der europäischen politischen Philosophie 
und der Staatsphilosophie. Ein zusätzlicher Nutzen besteht im Aufweis, daß 
eine gründliche Lektüre jener Werke keineswegs nur noch antiquarisches 
Interesse verdiene. Zuweilen mußte ich mich mit Fragen befassen, für die 
ich fachlich nicht zuständig bin. Mir blieb dann nur der Ausweg, mich auf 
angesehene Kollegen zu verlassen. Das gilt vor allem für den französisch-
schweizerischen Psychologen Jean Piaget.

Von den zu einem theoretisch Ganzen entwickelten »Skizzen« ist manches 
schon veröffentlicht worden oder teilweise in Veröffentlichungen enthalten. 
Abgesehen davon, daß es doch recht umständlich wäre, das jeweils zu bele-
gen, kann ich für »Selbstplagiate« in Anspruch nehmen, daß Belege sich 
üblicherweise an die Fassung »von letzter Hand« halten.

Wer wissen will, was das Wort »Politik« an sich bedeutet, tut gut daran, 
von einer evidenten Tatsache auszugehen: Sie besteht darin, daß über die 
Einlösung der elementaren Ansprüche personalen Daseins auf Frieden, Frei-
heit und Ebenbürtigkeit in Europa zum ersten Mal am Beispiel der altgrie-
chischen Polis nachgedacht wurde und sich deshalb dafür die Worte 
»Politik«/«politisch« eingebürgert haben. So kann dieses Wort als solches 
nicht mehr sein als eine Bezeichnung: die geeignete Bezeichnung eines er-
fahrbaren elementaren Sachverhaltes, welche frei ist von der Zumutung, 
substantiell dessen Sprachgestalt zu sein.

Das ist vergleichbar mit der Begriffsbildung der altrömischen Jurispru-
denz, wie Franz Wieacker sie beschreibt. Die römischen Begriffe seien nicht 
durch logische Verallgemeinerung entstanden, »sondern durch Reduktion 
und Konzentration natürlicher Sachverhalte«.

Die Begriffsbildung des römischen Juristen ist vereinzelnd. Sie wurzelt in der Fähigkeit 
zur Isolierung des Rechtserheblichen aus dem komplexen sozialen Geschehnis [.  .  .]. 
Scheinbar allgemeine Figuren wie imperium, obligatio, condicio sind keine Allgemein-
begriffe, sondern scharf definierte Elemente des Rechtlichen im sozialen Tatbestand 
[.  .  .]. Diese Konzentration geschieht nicht sowohl durch Verallgemeinerung, durch Auf-
steigen zum Oberbegriff, als vielmehr durch Reduktion, d. h. durch Absehen von im-
mer mehr Wirklichkeitsgehalten der natürlichen Erscheinung.2

2  Wieacker 1961, S.  9 f.
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Ein entsprechendes Verfahren wird in der vorliegenden Studie angewandt.
Repräsentant jenes Nachdenkens in Anbetracht der Polis war und blieb 

Aristoteles. Er unterschied zwischen »politischer« Herrschaft als Regieren 
unter Freien und Gleichen und »despotischer« Herrschaft als Beherrschung 
der Unmündigen. Darauf geht der neuzeitliche Begriff »Republik« zurück, 
weil im Hinblick auf die Res Publica Romana »politisch« ins Lateinische mit 
res publica übersetzt wurde. Beide Wörter wurden in der Tradition der euro-
päischen Staatstheorie gleichbedeutend zur Bezeichnung des freiheitlichen 
Staates verwendet. Dafür zwei Beispiele: Rousseau beschließt die Beschrei-
bung seines Gesellschaftsvertrages mit den Worten: »Diese öffentliche Per-
son, die [.  .  .] aus dem Zusammenschluß aller zustande kommt, trug früher 
den Namen Polis, heute trägt sie den der Republik«.3 Karl Marx war zwar 
ein Gegner des neuzeitlich-freiheitlichen Staates, hat ihn aber zutreffend 
beschrieben (hier gekürzt): die politische Revolution, welche den politi-
schen Staat als wirklichen Staat konstituierte, als Sphäre des Gemeinwesens, 
der allgemeinen Volksangelegenheit.4 – Die Verengung des Begriffs »Repu-
blik« auf »Nicht-Monarchie« geht auf die radikalen Republikaner des Deut-
schen Vormärz zurück. Sie meinten, daß die Verwirklichung einer gesamt-
deutschen Republik die Abschaffung der Königreiche und Fürstentümer 
voraussetze.5

»Politik« bezeichnet die Einlösung der elementaren Ansprüche personalen 
Daseins auf Frieden, Freiheit und Ebenbürtigkeit in der Dimension gesamt-
gesellschaftlichen Zusammenlebens.6 Personales Dasein wird hier aufgefaßt 
als Dasein, welches von seinem Sein weiß. Dabei wird mit Jean Piaget ange-
nommen, daß dieses Bewußtsein biologischen Ursprungs ist. Piaget schreibt 
von sich, er habe sein Leben der Embryologie der Intelligenz gewidmet und 
gelangt damit zu dem Satz: Die ursprüngliche Relation zwischen Organis-
mus und Umwelt umfasse und beherrsche die Relation von Ratio und Rea-

3  Rousseau, CS I 6.
4  Marx, MEW 1, S.  368.
5  Eine allgemeine Rückkehr zum richtigen Begriff der europäischen Staatsphiloso-

phie wird hoffentlich der Beitrag Rolf Gröschners über »Republik« in der dritten Auf-
lage des Handbuchs des Staatsrechts bewirken (Gröschner 2004).

6  Auf diese Trias wird in der »Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Ver-
einten Nationen vom 10. Dezember 1948 Bezug genommen: »Da die Anerkennung der 
allen Mitgliedern der menschlichen Familie innewohnenden Würde und ihrer gleichen 
und unveräußerlichen Rechte, die Grundlage der Freiheit, der Gerechtigkeit und des 
Friedens in der Welt bildet«. Das wurde vom zu gleicher Zeit beratenden Parlamentari-
schen Rat in den Artikel 1 II übernommen, jedoch mit der befremdlichen Veränderung 
von »Grundlage der Freiheit« in »Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft«.
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lität.7 Ein Ansatz, jene Evolution zu erklären, findet sich bereits in Kants 
Formulierung: »Das organisierte Wesen ist ein Fremdling in der Naturwis
senschaft«.8 Das Entstehen des lebendigen Organismus sei nach dem Kausal-
begriff nicht erklärbar. Kant bemüht deshalb die Teleologie als »Begriff von 
Endursachen«. Das ist jedoch nicht erforderlich. Denn der Organismus ver-
ändert den kausal-determinierten Fluß der sich entwickelnden Natur. Ob-
gleich er selbst gänzlich determiniert ist, setzt seine Vitalität den eigenen 
Anfang einer neuen Kausalfolge, die jenem Fluß – wenn auch im Einzelfall 
nur minimal – einen etwas anderen Verlauf gibt, als dieser an sich genom-
men hätte. So wird für den Organismus die Natur zu seiner Umwelt, die er 
einerseits verändernd beeinflußt und auf deren Herausforderungen er ande-
rerseits reagiert, indem er Fähigkeiten ausbildet, die seine Chance zu über-
leben erhöhen.

7  Piaget 1976, S.  20, 26, 55.
8  Kant, AA V, §  72.



II.  Frieden

Das Interesse an Frieden ist offenkundig biologischen Ursprungs. Aurelius 
Augustinus hat das in seiner Abhandlung über den irdischen Frieden be-
schrieben.1 Frieden bedeute für jedes Lebewesen zunächst einmal die Un-
versehrtheit seines Körpers. Jede Beeinträchtigung, jede Verletzung empfin-
de es als Schmerz, als Störung der – so Augustinus – »Grundlage seines 
Existierens«. Aber auch wenn diese an einer Stelle bedroht sei, »muß das 
Lebewesen doch notwendig mit anderen Teilen, aus denen es besteht, in 
Frieden bleiben, denn anderenfalls gäbe es dieses gar nicht«. So sei Frieden 
bei jedem Lebewesen »die Ruhe der nicht gestörten Grundlage seines Exi-
stierens«. In der Welt des Menschen entspricht dem die nicht gestörte 
Grundlage seines personalen Daseins. Daß Frieden eine Existenzweise ist, 
zeigt sich daran, daß es auch ungerechten Frieden gibt. Hierzu Augustinus: 
Auch das böse Ungeheuer »Kakos« will mit seinem Leib Frieden haben; 
auch der Räuberhauptmann mit seiner Bande, weil er nur so anderen emp-
findlich schaden kann. Frieden ist demnach im Ursprung keine ethische 
Kategorie, sondern vitale Notwendigkeit. Das wird von manchen Friedens-
theorien unserer Zeit verkannt, die meinen, daß Frieden ein bestimmtes 
Niveau von Lebensqualität voraussetze. Augustinus’ Schlußfolgerung dage-
gen lautet: »Der Mensch ist gewissermaßen durch die Gesetze seiner Natur 
veranlaßt, Gesellschaft zu suchen und, soviel an ihm liegt, mit allen Men-
schen Frieden zu halten«.2

Die Einlösung des Anspruchs auf Frieden in der Dimension gesamtgesell-
schaftlichen Zusammenlebens ist der Staat. Seine elementare Aufgabe ist die 
Stiftung und Wahrung des innergesellschaftlichen Friedens. Deshalb 
herrscht in der Rechtswissenschaft Einigkeit, den Staat als »Friedenseinheit« 
zu bezeichnen. Die Stiftung des Friedens besteht darin, Unfrieden zu über-
winden oder fernzuhalten – so wie bei allen Lebewesen Frieden die Heilung 
und das Vermeiden von Schmerz ist. Die Wahrung des Friedens bedeutet 

1  Augustinus, De civitate, lib.  XIX, cap.  12–16.
2  Augustinus, De civitate, lib.  XIX, cap.  12: »Quanto magis homo fertur quodam 

modo naturae suae legibus ad ineundam societatem, pacemque cum hominibus, quan-
tum in ipso est, omnibus obtinendam«.
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typischerweise, innere Sicherheit zu gewährleisten und eine Rechtsordnung 
zu schaffen, welche es ermöglicht, alle Arten von Konflikten anstatt gewalt-
sam auf friedliche Weise zu entscheiden. Jedoch ist die Rechtsordnung nicht 
die Grundlage der Existenz eines Staates. Vielmehr setzt sie voraus, daß es 
ihn gibt. Deshalb stellt sich die Frage: Wie kann eine Bevölkerung, um die 
Voraussetzung für Frieden zu schaffen, sich als Staat konstituieren? Hierzu 
die Antworten zweier Staatrechtslehrer.

Konrad Hesse:

Staat und staatliche Gewalt können nicht als etwas Vorfindliches vorausgesetzt werden. 
Sie gewinnen Wirklichkeit nur, sofern es gelingt, die in der Wirklichkeit menschlichen 
Lebens bestehende Vielheit der Interessen, Bestrebungen und Verhaltungsweisen zu 
einheitlichem Handeln und Wirken zu verbinden, politische Einheit zu bilden [.  .  .]. Es 
ist eine Aufgabe, die, solange sie keinem Belieben unterliegt, als menschliches Zusam-
menleben [scil. in der gesamtgesellschaftlichen Dimension] nur im Staat und durch den 
Staat möglich ist.3

Ernst-Wolfgang Böckenförde:

Rechtsstaatliches Denken hat die Tendenz, den modernen Staat allein vom Recht her zu 
begründen und zu erklären, nicht aber ihn zugleich als den maßgeblichen Träger, der 
Rechtsbildung zu begreifen, der durch die Herstellung der Normallage – des innerstaat-
lichen Friedenszustandes – erst die Bedingung für die Normengeltung des gesetzlichen 
Rechts schafft.4

Der Rechtsstaat aber frage nicht nach seinen Voraussetzungen, nämlich dem 
Bestehen des Staates als politischer Machteinheit. An anderer Stelle schreibt 
Böckenförde:

Der Staat existiert zunächst als politisches Subjekt und politische Einheit, und erst dann 
als Rechtsstaat, Verfassungsstaat etc. Insofern geht das Politische – und damit auch 
Macht – dem Recht voraus, folgt ihm nicht nach.5

Grundlage des Staates ist also eine gesamtgesellschaftliche Machtdisposition. 
Man kann sie wie folgt beschreiben: Bestimmung, Zuweisung und Begren-
zung von Ansprüchen und Zuständigkeiten, um diese in einen umfassenden 
Gesamtzusammenhang zu bringen. Das geschieht vorzugsweise nach dem 
Prinzip der Gegenseitigkeit, wofür die Tatsache spricht, daß alle gesell-
schaftlichen Mächte mehr oder weniger aufeinander angewiesen und von-
einander abhängig sind. Diese Machtdisposition ist eine Leistung der Ratio-
nalität, nämlich Unfrieden zu überwinden.

3  Hesse 1991, S.  5.
4  Böckenförde 1970, S.  84.
5  Böckenförde 1970, S.  84.
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Bei Kant lesen wir dazu, es komme darauf an, eine Menge von vernünf-
tigen Wesen so zu ordnen, daß »obgleich sie in ihren Privatgesinnungen 
einander entgegen streben, diese einander doch so aufhalten, daß in ihrem 
öffentlichen Verhalten der Erfolg eben derselbe ist, als ob sie keine solche 
böse Gesinnungen hätten«.6 Über die Errichtung eines (wohlgemerkt) repu-
blikanischen Staates schreibt Kant:

[.  .  .] daß es nur auf eine gute Organisation des Staats ankommt (die allerdings im Ver-
mögen der Menschen ist), jener ihre Kräfte so gegen einander zu richten, daß eine die 
anderen in ihrer zerstörenden Wirkung aufhält, oder diese aufhebt: so daß der Erfolg 
für die Vernunft so ausfällt, als wenn beide gar nicht da wären, und so der Mensch, 
wenn gleich nicht ein moralisch-guter Mensch, dennoch ein guter Bürger zu sein ge-
zwungen wird. Das Problem der Staatserrichtung ist, so hart wie es auch klingt, selbst 
für ein Volk von Teufeln (wenn sie nur Verstand haben) auflösbar.7

Es komme dabei auf das äußere Verhalten an, »obgleich das Innere der Mo-
ralität davon sicherlich nicht die Ursache ist«. Die Ursache liegt vielmehr im 
– auch für Egoisten – rationalen Bestreben, Leiden als Folge des Unfriedens 
zu vermeiden. So ist also der Staat im Kern wirklich ein Machtgebilde und 
als solches kein rechtliches, sondern ein politisches Subjekt.

Der Widerwille, nicht Recht, sondern Macht als Grundlage des Staates zu 
verstehen, beruht auf dem weitverbreiteten Vorurteil, Macht sei etwas zu-
mindest Fragwürdiges, wenn nicht gar etwas moralisch Verwerfliches. Um 
das damit bezeichnete Phänomen in Wirklichkeit zu verstehen, sollte man 
zunächst von dem belasteten Wort »Macht«, das so viele Mißverständnisse 
auslöst, absehen und vielmehr von einer elementaren, evident erfahrbaren 
Tatsache ausgehen: Wenn man mit anderen Menschen verkehrt, bieten de-
ren Denken, Tun und Lassen Ansatzpunkte und Möglichkeiten, etwas im 
Umgang mit ihnen zu bewirken: Zum Beispiel unterstützen mich andere 
beim Verfolgen meiner Zwecke, wenn es auch in ihrem Interesse ist, daß ich 
das, was ich will, erreiche. Und wenn andere etwas von mir wollen, sind sie 
bereit zu erfüllen, was ich von ihnen will. Allgemeiner ausgedrückt: Wir 
machen die Erfahrung, daß uns aus einer bestimmten Situation heraus Mög-
lichkeiten zuwachsen, in dieser Situation etwas zu bewirken. Das ist die 
elementare Form dessen, was man als »Macht« zu bezeichnen pflegt. Wenn 
ich im Stadtrat für einen Antrag eine Mehrheit brauche, muß ich denen 
entgegenkommen, die ich für meinen Antrag gewinnen muß. So liegt der 
Ort der Entstehung meiner Macht bei den anderen; darin wie sie sich mir 
gegenüber verhalten. Folglich muß ich mit Ihnen so umgehen, daß sie ein 

6  Kant, AA VIII, S.  366.
7  Kant, AA VIII, S.  366.
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eigenes Interesse daran haben, mich zu unterstützen. Treffend bemerkt da-
her Jan Philipp Reemtsma, der Macht sei immer ein konsensuelles Moment 
eigen.8 Dabei ist die Unterstützung, die ich erlange, um so vollkommener, 
je freiwilliger sie geleistet wird. Es kommt nicht darauf an, daß andere das-
selbe wollen wie ich, sondern darauf, daß das, was ich will, günstig ist für 
das, was sie selbst wollen. Einseitig wird der Gebrauch von Macht, wenn 
man sie in einer anderen Situation anwendet als in der, aus der man sie ge-
winnt. Da ergeben sich alle Möglichkeiten von Mißbrauch. Das kann aber 
an der Unentbehrlichkeit und ethischen Unbedenklichkeit konsensueller 
Machtpraxis nichts ändern. Nach Dieter Grimm sind in diesem Sinne die 
Politiker Fachleute für Machterwerb und Machtwahrung.9 Anschaulich hat 
das Theodor Eschenburg einmal am Beispiel des Reichskanzlers Brüning 
geschildert:

Brüning kümmerte sich nicht um die Bewahrung seiner Machtbasis, ohne die er strate-
gisch nicht zu wirken vermochte. Er lotete nicht jeden Tag seine Position, peilte nicht 
die Lage seines Standorts im politischen Kräftegefüge, und er tat nichts, diese Position 
zurechtzurücken, wenn sie sich nachteilig für ihn verändert hatte, sie zu verteidigen, 
wenn sie angegriffen wurde. Er stand ganz im Banne der Sachgerechtigkeit. Wenn der 
gegensätzliche Begriff zu sachgerecht machtgerecht im politischen Sinne ist, so war 
dieses machtgerechte Denken und Handeln bei ihm nur schwach entwickelt. Er war ein 
unpolitischer Politiker, er stand über Parteien, Gruppen und Richtungen, ganz von dem 
Willen durchdrungen, die Krise sachgerecht zu meistern. Daß es diesen unpolitischen 
Politiker nicht gibt, selbst auf noch so hohem geistigem Niveau und bei einer noch so 
strengen ethischen Haltung, zeigt die tragische Figur Brünings.10

Um innergesellschaftlichen Frieden stiften und gewährleisten zu können, 
muß der Staat über eine Instanz verfügen, die legitimiert ist, zu entscheiden 
und zu handeln im Sinne der gemeinsamen Interessen aller Bürger, ohne 
daß diese von Einzelfall zu Einzelfall daran aktuell beteiligt sind. Das ist die 
»eine« Staatsgewalt, die »vom Volke ausgeht«.11

8  »[.  .  .] das konsensuelle Moment, ohne das Macht sich nicht entfalten kann« (Zs. 
Mittelweg 36, April/Mai 2000, Seitenzahlen dort nicht vorhanden).

9  FAZ v. 1. Dezember 1999, S.  56.
10  Eschenburg 1961, S.  29.
11  Es ist bezeichnend, daß die verängstigten Demokraten des Parlamentarischen Ra-

tes anstelle der allein richtigen »einen« Staatsgewalt »alle« Staatsgewalt ins Grundgesetz 
schrieben (Art.  20 II).



III.  Freiheit

Das Element der Freiheit ist das Bewußtsein eines Lebewesens, über sich 
verfügen zu können, also ein im Ursprung biologischer Sachverhalt. Bei der 
Begegnung personalen Daseins mit seinesgleichen wird aus diesem Bewußt-
sein zusätzlich der Anspruch auf Freiheit und als frei anerkannt zu sein. 
Dabei spielt es in der Sphäre der Politik keine Rolle, ob der Mensch wirklich 
frei ist. Denn die Leistung und die Probleme der Politik beziehen sich einzig 
und allein darauf, daß sie den Anspruch einlösen muß.

Während der Anspruch auf Frieden vom einfachsten Lebewesen bis zum 
Menschen immer der gleiche bleibt, klärt sich der Anspruch auf Freiheit im 
Verlaufe der Menschheitsgeschichte zunehmend über sich selbst auf und 
wird dabei mehr und mehr verfeinert. »Die Weltgeschichte ist der Fort-
schritt im Bewußtsein der Freiheit«, lesen wir bei Hegel.1 Dementsprechend 
muß die Einlösung des Anspruchs auf Freiheit im öffentlichen Leben zu-
nehmend vervollkommnet werden.

Was Sinn und Inhalt des Anspruchs auf Freiheit ist, hängt letztlich davon 
ab, was der Mensch aus seinen angeborenen Fähigkeiten macht. Das wieder-
um ist entscheidend mitbestimmt von dem Niveau, welches die Kultur einer 
Bevölkerung erreicht hat. Also bedingen deren Fortschritte auch den Fort-
schritt des Bewußtseins der Freiheit und dessen Ansprüche. Einen solchen 
Fortschritt hat maßgebend für die europäische Neuzeit der christliche Glau-
be bewirkt.

Die Bürger der antiken Republiken verstanden sich im Umgang mitein-
ander ganz selbstverständlich als Freie und Gleiche. Nicht frei aber waren sie 
gegenüber der ebenfalls selbstverständlichen ethischen Orientierung der 
Gesellschaft. Maßgebliches Kriterium des privaten und öffentlichen Verhal-
tens war für den Einzelnen in der griechischen Polis das éthos (Gadamer 
charakterisiert es als »fraglos Aufgehobensein in Kult und Sitte«).2 Dem ent-
sprach in Rom der mos maiorum (die Gepflogenheiten der Vorfahren). Das 

1  Hegel, PGh, S.  46.
2  Gadamer 1968, S.  21.
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absolut neue Verständnis von Freiheit begann, wie Hegel es ausdrückt, »mit 
dem Christentum zu erblühen«.3

Denn wenn der Mensch überzeugt ist, daß er über sein irdisches Tun und 
Lassen persönlich Rechenschaft schuldet einem persönlichen Gott im »Jüng-
sten Gericht«, kommt es für ihn auf die Ethik der Gesellschaft nur nachran-
gig an. Er kann sich sogar verpflichtet fühlen, dem zu widerstehen. Im Lau-
fe der Verweltlichung der Kultur sowie der Aufklärung werden aus der Ver-
antwortlichkeit vor Gott die Verantwortlichkeit der Person vor dem 
»Gerichtshof« ihrer eigenen Autonomie (Kant) und (bei Hegel) der »Stand-
punkt der Moralität«: Hegel bezeichnet diese äußerste Möglichkeit der Frei-
heit als »Freiheit der Subjektivität«.4

Aber diese äußerste Freiheit der Subjektivität ist die Freiheit eines Lebe-
wesens, welches auf Zusammenleben mit seinesgleichen angelegt und ange-
wiesen ist, und zwar existentiell in seinem eigenen Interesse. Denn nur so 
kann der Mensch die ihm angeborenen Fähigkeiten ausbilden. Deshalb 
zwingt ihn die Vernunft, von seiner Freiheit so Gebrauch zu machen, daß er 
dem anderen die Möglichkeit beläßt, auch von der seinen Gebrauch zu ma-
chen. Auf diese Weise wird aus der Freiheit des Subjekts, zu tun und zu 
lassen, was ihm beliebt, die Freiheit personaler Kommunikation: »Diese Be-
ziehung von Willen auf Willen ist der eigentümliche und wahrhafte Boden, 
in welchem die Freiheit Dasein hat.«5 So tritt an die Stelle eines allgemein-
verbindlichen éthos eine von vernünftiger Betätigung der Freiheit hergestell-
te Verbindlichkeit. Sie erstreckt sich von der elementaren unmittelbar-per-
sonalen Praxis zweier Personen bis hin zum öffentlichen Leben in der ge-
samtgesellschaftlichen Dimension.

Die Verwirklichung der freiheitlichen Kommunikation in der Dimension 
des gesamtgesellschaftlichen Zusammenlebens erfordert es, zwei Probleme 
zu lösen. Erstens kann schon der normale berechtigte Gebrauch der Freiheit 
die Freiheit anderer erheblich beeinträchtigen. Zweitens ist hier die Freiheit 

3  Rph, §  62 Zusatz. Hegel verwendet dieses Wort »erblühen« im Hinblick darauf, daß 
das Erwachen des Freiheitsbewußtseins sich bereits früher ankündigte und verweist 
dafür auf Sokrates’ daimonion: »Im Dämon des Sokrates können wir den Anfang sehen 
[.  .  .] der sich wissenden und damit wahrhaften Freiheit« (Rph, §  279). Daß das Christen-
tum »die Religion der Freiheit« sei, begründet Hegel anders als es hier geschieht (Rph, 
§  18): »Als Geist ist der Mensch ein freies Wesen [.  .  .] als im unmittelbaren und ungebil-
deten Zustand ist er daher in einer Lage, in der er nicht sein soll und von der er sich 
befreien muß. Die Lehre von der Erbsünde, ohne die das Christentum nicht die Religi-
on der Freiheit wäre, hat diese Bedeutung«.

4  Ritter 2003, S.  313.
5  Hegel, Rph, §  71.
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der Subjektivität nur dann wirklich, wenn alle gleichermaßen daran teilha-
ben.

Kant hat diese Problematik klar formuliert:

Das größte Problem für die Menschengattung, zu dessen Auflösung die Natur ihn [sic] 
zwingt, ist die Erreichung einer allgemein das Recht verwaltenden bürgerlichen Gesell-
schaft. Da nur in der Gesellschaft und zwar derjenigen, die die größte Freiheit, mithin 
einen durchgängigen Antagonism ihrer Glieder und doch die genaueste Bestimmung 
und Sicherung der Grenzen dieser Freiheit hat, damit sie mit der Freiheit anderer beste-
hen könne [.  .  .] Dieses Problem ist zugleich das schwerste und das, welches von der 
Menschengattung am spätesten aufgelöset wird.6

Es handelt sich also um ein existentielles Problem; existentiell, weil der 
Mensch gezwungen ist, es zu lösen. Denn wenn er es nicht löst, droht Un-
frieden. Doch die Lösung setzt einen Fortschritt aufgeklärten Denkens vor-
aus und ist deshalb erst spät in der Geschichte der Menschheit möglich. Die 
Lösung des Problems sieht Kant in der republikanischen Verfassung als der 
einzigen, »welche dem Recht der Menschen vollkommen angemessen« ist.7

Das Mittel, mit welchem der freiheitlich-republikanische Staat das Pro-
blem löst, ist typischerweise8 das Recht:

–  Kant: »[.  .  .] handle äußerlich so, daß der freie Gebrauch deiner Willkür 
mit der Freiheit von jedermann nach einem allgemeinen Gesetze zusammen 
bestehen könne«9;

–  Rousseau: »Republik nenne ich [.  .  .] jeden von Gesetzen regierten 
Staat«10;

–  Hegel: »das Rechtssystem [ist] das Reich der verwirklichten Freiheit«11.
Warum das Recht? Weil es den Umgang von Menschen miteinander re-

gelt unabhängig davon, was sie für Charaktere sind, welche Überzeugung 
sie haben etc. Denn der Geltungsanspruch des Rechts ist allein formal be-
gründet und daher inhaltlich neutral. Folglich ist das Rechtssystem (es han-
delt sich um Verfassungsrecht) die einzige für jedermann streng verbindliche 
Ordnung des Staatslebens:

– um der Freiheit willen muß alles, was der Staat für alle Bürger verbind-
lich erklärt, rechtlich begründet sein;

6  Kant, AA VIII, S.  22 f.
7  Kant, AA VIII, S.  366.
8  »Typischerweise« heißt hier »in der Regel« das Recht. Auch reicht das Recht aus, um 

spezifische Leistungen des Verfahrens der Problemlösung zu beschreiben. Die gleiche 
Leistung erbringen auch »informelle Verfassungsregeln« (hierzu Schulze-Fielitz 1984).

9  Kant, AA VI, S.  231.
10  Rousseau, CS II 6.
11  Hegel, Rph, §  4.
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–  besteht die Gemeinschaftlichkeit der Bürger allein darin, Rechtsgenos-
sen zu sein;

–  ist der Bürger in seinem Verhältnis zum Staat Rechtssubjekt, Inhaber 
subjektiver öffentlicher Rechte. In seinem Vortrag »Der Staat als sittlicher 
Staat« bemerkt Ernst-Wolfgang Böckenförde hierzu:

Es hat der Staat als sittlicher Staat, wegen seiner Anerkennung der Freiheit und sittlichen 
Selbstbestimmung der Einzelnen, gerade das Moment der Äußerlichkeit an sich. Er 
verfolgt Zwecke des Gemeinlebens [.  .  .] nur in rechtlicher Weise, das heißt soweit es 
durch äußere Anstalten und vollziehbare Gebote möglich ist, die sich am Verhalten der 
einzelnen orientieren, nicht auf ihre Gesinnung zugreifen.12

Daraus folgt, daß der Bürger dem Staat nur Rechtsgehorsam schuldet, ihm 
aber nicht moralisch verpflichtet ist (eine der Leistungen des Staates besteht 
ja gerade darin, moralisches Ungenügen bei den Bürgern durch institutio-
nelle Vorkehrungen auszugleichen). Schon bei Aristoteles lesen wir, daß 
man ein guter Bürger sein kann, ohne ein tugendhafter Mann zu sein.13 Für 
Kant kommt es nur auf eine »gute Organisation des Staates« an, durch wel-
che der Mensch, wenn gleich nicht ein moralisch-guter Mensch, dennoch 
ein guter Bürger zu sein gezwungen wird«.14 Für Rousseau sind diejenigen 
Gesetze die wichtigsten, »welche in die Herzen der Staatsbürger eingegra-
ben werden«.15 Damit ist verinnerlichtes Verfassungsrecht gemeint: In Kapi-
tel sieben des vierten Buches seiner Schrift über den »Gesellschaftsvertrag« 
heißt es dazu, die Meinungen (les opinions) erwüchsen aus der Verfassung. 
Obgleich das Gesetz nicht die Sitten regle, ergäben sich diese doch aus der 
Gesetzgebung.

Die Pflicht des Bürgers zu Rechtsgehorsam anstelle moralischer Erfül-
lungsbereitschaft wird in der Tradition der europäischen Staatsphilosophie 
unter dem Begriff der »Rechtschaffenheit« behandelt. Hegel beschreibt sie in 
§  150 seiner »Philosophie des Rechts«:

Was der Mensch tun müsse, welches die Pflichten sind, die er zu erfüllen hat, um tugend-
haft zu sein, ist in einem sittlichen Gemeinwesen leicht zu sagen –, es ist nichts anderes 
von ihm zu tun, als was ihm in seinen Verhältnissen vorgezeichnet, ausgesprochen und 
bekannt ist. Die Rechtschaffenheit ist das Allgemeine, was an ihn teils rechtlich, teils 
sittlich gefordert werden kann. Sie erscheint aber für den moralischen Standpunkt leicht 
als etwas Untergeordneteres, über das man an sich und andere noch mehr fordern müs-
se.

12  Böckenförde 1978, S.  17.
13  Aristoteles, Pol. 1276 b 31.
14  Kant, AA VIII, S.  366.
15  Rousseau, CS II 12.
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Das aber sei die Sucht, etwas Besonderes zu sein: »die moralische Reflexion 
kann sich allenthalben Kollisionen erschaffen und sich das Bewußtsein von 
etwas Besonderem und von gebrachten Opfern geben«.16

Der republikanische Staat ist nicht nur Rechtsstaat in dem Sinne, daß alle 
Staatstätigkeit der Disziplin des Rechts unterworfen ist, sondern er ist, weil 
er um der Freiheit willen allein das Recht zur verbindlichen Orientierung 
des Staatslebens macht, durch und durch rechtlich geprägt. Der »Bundesmi-
nister des Inneren« handelt in erster Linie nicht als Person, sondern als Or
ganwalter seines Amtes. Er tut dies nach Recht und Gesetz, möglichst un-
beeinflußt von seinem persönlichen Ermessen. Der »moderne Mensch«, 
schreibt Hermann Heller, findet »es würdiger, sich der unbeeinflußbaren 
Macht des unpersönlichen Gesetzes unterzuordnen, als der Herrschaft einer 
Persönlichkeit«.17 Helmut Quaritsch bemerkt dazu:

Das unbürokratische Handeln, so sehr es stets gelobt wird, macht anfällig für Unkor-
rektheiten, es fehlen die Sicherungen und Kontrollen, es beruht auf Vertrauen (in die 
Person [!]), nicht in das System, und personengebundenes Vertrauen ist zu gefährlich.18

Ein Beispiel dafür, daß gerade nicht das Recht, sondern personale Bezie-
hungen die Substanz eines Gemeinwesens ausmachen, bietet die antike Res 
Publica Romana. Sie war eine Adelsrepublik mit einem öffentlichen Leben 
und einer Regierung unter Freien und Gleichen. Die politische Ordnung 
bestand aber in erster Linie nicht aus einem Gefüge objektiv handelnder 
Institutionen, sondern aus einem Kosmos interpersonaler Beziehungen: 
»Das gesamte Beziehungsnetz ist nicht etwas Persönliches, was vom öffent-
lichen Bereich zu trennen wäre, sondern ist Teil der politischen Verfaßtheit«.19 
Das Schlüsselwort dafür war fides, das wechselseitige Vertrauen zwischen 
einem Patron und seinen Klienten. Der Patron war tätig als Anwalt seiner 
Klienten, insbesondere gegenüber den Magistraten und bei Gericht. Die 
Klienten bildeten die Hausmacht des Patrons in der Politik zum Beispiel als 
seine Wähler, wenn er sich um ein Amt bewarb.

Zusammenfassend führt Christian Meier aus:

Die politische Führerschaft des Adels wurde also unterbaut durch die Autorität und 
Fürsorge des Patrons, wie der Gehorsam des Volkes in der Unterordnung vieler Bürger 
als Clienten vorgebildet war. Dank dieser Bindungen war der gesamte Staat persönlich 
geprägt, der Einzelne eingebunden in Zusammenhänge, in denen die staatliche Ord-
nung für ihn konkret sichtbar und mit Leben erfüllt wurde.20

16  Hegel, Rph, §  150.
17  Heller 1971, S.  39.
18  Quaritsch 1977a, S.  43.
19  Bleicken 1995, S.  13.
20  Meier 1966, S.  59.
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In Rom war personal gebundenes Vertrauen also nicht »gefährlich«. Denn 
der Patron erbrachte seine persönliche Leistung nach Maßgabe des mos ma-
iorum, nach sozial-objektiven Gepflogenheiten. Darauf konnte der Klient 
sich verlassen, weil ein Patron, der sich danach nicht verhielte, gesellschaft-
liche Isolation riskieren würde. Es gab gewissermaßen eine Rückversiche-
rung bei der Allgemeinheit. Nach Maßgabe des »Standpunkts der Moralität« 
dagegen ist persönliche Leistung subjektiv-moralisch begründet. Wer auf sie 
angewiesen ist, ist abhängig davon, wozu ein anderer sich subjektiv ver-
pflichtet fühlt beziehungsweise ob er das, was er nach eigenem Dafürhalten 
schuldet, auch wirklich einlöst. Eine objektive Gewähr gibt es nicht.

Es ist ein Zwiespalt des republikanischen Staates, daß er einerseits um der 
Freiheit der Subjektivität willen den Einzelnen nur als Rechtssubjekt in An-
spruch nimmt, andererseits aber der Mensch als ein einmalig Besonderer 
wahrgenommen und behandelt sein will. Der rechtlich geprägte Staat darf 
sich nach dem Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz auf die Besonder-
heit des Einzelnen aber nicht einlassen, sondern er muß – wie es mißver-
ständlich formuliert ist – »ohne Ansehen der Person« entscheiden (richtiger 
wäre »ohne Ansehen der individuellen Person«). Das aber bedeutet, daß das 
Verhältnis zwischen Staat und Bürger ein unpersönliches ist. Deshalb kann 
der Verkehr der Behörden mit den Bürgern von diesen als kränkend emp-
funden werden.

An dieser rechtlichen Prägung und Unpersönlichkeit des republikani-
schen Staates übten im 19. und 20. Jahrhundert zwei sonst grundverschiede-
ne Ideologien und Bewegungen bemerkenswert gleiche grundsätzliche Kri-
tik, die verhängnisvolle Folgen hatte. Es war die Staatsschelte des Marxis-
mus und die des Nationalsozialismus. Für Marx war die Rechtsgenossenschaft 
im rechtlich geprägten Staat eine abstrakte und illusorische Gemeinschaft-
lichkeit, welche den Menschen einer vom Egoismus beherrschten Gesell-
schaft auslieferte.21 Der Standpunkt des Staates sei ein abstraktes Ganzes das 
nur durch die Trennung vom wirklichen Leben besteht.22 Deshalb müsse 
der Staat überwunden werden durch eine vom Gattungswesen des Men-
schen geprägte Ordnung der Gesellschaft, welche den ganzen Menschen 
umfaßt:

Das Gemeinwesen aber, von welchem der Arbeiter so isoliert ist, ist ein Gemeinwesen 
von ganz anderer Realität und ganz anderem Umfang als das politische Gemeinwesen. 
Dies Gemeinwesen, von welchem ihn seine eigene Arbeit trennt, ist das Leben selbst, 
das physische und das geistige Leben, die menschliche Sittlichkeit, die menschliche Tä-

21  Marx, MEW I, S.  347 ff. passim, 354 f.
22  Marx, MEW I, S.  408.
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tigkeit, der menschliche Genuß, das menschliche Wesen. Das menschliche Wesen ist das 
wahre Gemeinwesen des Menschen.23

Sozialismus war deshalb die Abwendung weg vom Staat hin auf eine Ord-
nung der Gesellschaft. Erstmals erfüllt sah Marx das in der »Pariser Kommu-
ne« von 1871:

Die Kommune war eine Revolution gegen den Staat selbst, gegen diese übernatürliche 
Fehlgeburt der Gesellschaft [.  .  .], die Rücknahme der Staatsgewalt durch die Gesell-
schaft als ihre eigene lebendige Macht.24

Auf Seiten des Nationalsozialismus hatte Hitler die Souveränität des deut-
schen Volkes usurpiert. In seinem Buch »Verfassungsrecht des Großdeut-
schen Reiches« schrieb Ernst Rudolf Huber:

Nicht von »Staatsgewalt«, sondern von »Führergewalt« müssen wir sprechen, wenn wir 
die politische Gewalt im völkischen Reich richtig bezeichnen wollen. Denn nicht der 
Staat als eine unpersönliche Einheit ist der Träger der politischen Gewalt, sondern diese 
ist dem Führer als Vollstrecker des völkischen Gemeinwillens gegeben.25

Typisches Beispiel für eine entsprechende Kritik am Staat ist die Schrift des 
Rechtsprofessors und hohen SS-Führers Reinhard Höhn »Rechtsgemein-
schaft und Volksgemeinschaft«26: Die Rechtsgemeinschaft des Staates sei le-
diglich in der Welt der Vorstellungen vorhanden; sie sei keine lebendige 
Gemeinschaft, die den ganzen Menschen erfaßt. Solange man von der 
Rechtsgemeinschaft ausgehe, sei es nicht möglich, die Trennung von Staat 
und Gesellschaft zu überwinden. Das wahre Gemeinwesen ist für Höhn die 
Volksgemeinschaft, aus welcher der Einzelne seine wesentliche Existenz 
empfängt. Das verbindliche Prinzip der Gemeinschaft sei die Treue des 
»Führer-Gefolgschaft-Verhältnisses«. An die Stelle des Staates tritt eine 
»Volksordnung«.

Wenn zwei sonst so gegensätzliche Bewegungen mit weitgehend gleicher 
Begründung dem republikanischen Staat, weil er notwendigerweise recht-
lich geprägter Staat ist, eine Absage erteilten und eine »lebendige« Ordnung 
der Gesellschaft forderten (sei es nach dem »Gattungswesen« des Menschen, 
sei es als »völkische« Gemeinschaft), dann muß man sich fragen, ob der re-
publikanische Staat mit seiner Unpersönlichkeit nicht wirklich eine Zu-
mutung gegenüber dem Anspruch personalen Daseins als einmalig Beson-
deres beachtet zu werden sei. Doch kann es trotzdem nach dem erreichten 
Stand der politischen Zivilisation keine Rückkehr von der Kommunikati-

23  Ebenda.
24  Marx, MEW 17, S.  541, 543.
25  Huber 1939, S.  213, 230.
26  Höhn 1935.



16 Hans Buchheim

onsgrundlage »Recht« zur Kommunikationsgrundlage »persönliche Prä-
gung« geben. Denn in den beiden Fällen, in denen Marxisten und National-
sozialisten dies zu verwirklichen unternahmen, führte es zur »Abschaffung 
der Freiheit«27. Speziell im Falle des Nationalsozialismus endete das persön-
lichkeitsgeprägte Führer-Gefolgschaft-Treue-Verhältnis in einem »atavisti-
schen Personenverband«28. Damit ist treffend bezeichnet, daß in den späten 
Jahren des Hitlerismus als Folge des »Führerprinzips« die Chefs großer Or-
ganisationen nicht mehr Organwalter ihrer Ämter waren, sondern diese als 
Machtbasis benutzten in einem personalen Konkurrenzkampf.

Bei uns ist das personale Element so gänzlich in die Privatsphäre abge-
wandert, daß Versuche, es im öffentlichen Leben wieder zur Geltung zu 
bringen, zu einer Behandlung und Beurteilung politischer Angelegenheiten 
nach privaten Kriterien führen würden.

27  Arendt 1958, S.  678 und passim.
28  Rebentisch 1989, S.  553.
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Anliegen der Reihe POLITIKA

herausgegeben von
Rolf Gröschner und Oliver W. Lembcke

POLITIKA mit K. Damit erinnert der Titel dieser Reihe an die aristoteli-
schen »politika« und deren Anliegen, die Belange der Bürgerschaft zu ver-
stehen, und zwar in wissenschaftlicher Absicht. So verschieden die gesell-
schaftlichen Bedingungen der Gegenwart gegenüber der griechischen Anti-
ke sind, so vergleichbar ist die Frage nach dem Gelingen des Lebens in einer 
Gemeinschaft freier und gleicher Bürger. Der Vergleich verlangt eine Ver-
gegenwärtigung alteuropäischer Traditionen politischen oder – im lateini-
schen Traditionsstrang synonym – republikanischen Denkens.

Eine Republik, die diesen Namen verdient, lebt vom Verweisungszusam-
menhang zwischen Freiheit und Ordnung. Herausgefordert durch den Hu-
manismus der italienischen Renaissance, verwirklicht im Gewissen der 
christlichen Reformation und verstärkt durch die Menschenrechte der neu-
zeitlichen Revolutionen sind die individuellen Freiheiten der Bürger in ein 
spannungsreiches Verhältnis zur institutionellen Freiheit der bürgerschaftli-
chen Ordnung als ganzer getreten. Die Publikationen der POLITIKA ha-
ben dieses Spannungsverhältnis zum Thema. Gemeinsam ist ihnen das Be-
streben, Voraussetzungen und Möglichkeiten der Organisation eines dyna-
mischen Gleichgewichts zu begreifen: zwischen der Freiheit aller und der 
Freiheit aller Einzelnen.

Für freiheitliche Ordnungen stellt sich die Aufgabe stetiger Stabilisierung 
eines solchen Gleichgewichts nicht nur auf wirtschaftlichem Gebiet und 
nicht allein im Nationalstaat, sondern auf allen Gebieten der Politik, allen 
Ebenen nationaler, supranationaler und internationaler Organisationen und 
für alle Wissenschaften, die sich mit dem Phänomen des Politischen beschäf-
tigen. Die Dogmatik des Öffentlichen Rechts wird sich daher um die Wie-
dergewinnung ihres politischen Horizonts und die Weiterentwicklung des 
ius publicum zum ius politicum bemühen müssen. In der Tradition der po-
litischen Philosophie bleibt aber auch den innovativen Kultur- und Sozial-
wissenschaften das Grundproblem der guten Ordnung erhalten. Es nimmt 
sie in die Verantwortung, im Bewußtsein der Rechtsprinzipien verfaßter 
Gemeinschaften Sinn für normative Strukturen zu bewahren. Einer ent-
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sprechenden Vielfalt an Theorien und Methoden bieten die POLITIKA ihr 
Forum – möglichst interdisziplinär im Dialog und möglichst transdisziplinär 
im Ergebnis.
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